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A. Problem 

Mit dem Gesetzentwurf Drucksache 10/5529 wird ein Altlasten-
fonds errichtet, aus welchem den Ländern Finanzhilfen zur 
Altlastensanierung in bestimmten Fällen gewährt werden. Es 
ist nunmehr eine gesetzliche Regelung notwendig, welche das 
Finanzaufkommen dieses Altlastenfonds regelt. Die Herkunft 
der finanziellen Mittel zur Altlastensanierung soll in bezug zur 
Verursachung der Altlasten stehen und dazu beitragen, in Zu-
kunft Entstehung, Menge und Gefährlichkeit von neuen Alt-
lasten zu vermindern. 

B. Lösung 

Es wird eine Verbrauchssteuer auf Chlor und Chlorträger ein-
geführt, deren Aufkommen zur Finanzierung des Altlasten-
fonds verwendet wird. Die Besteuerung des Stoffes Chlor be-
ruht darauf, daß chlorierte Substanzen die Ursache für die 
Gefährlichkeit vieler Altlasten sind (Dioxine, Furane, PCB, 
PCP).  Die  Verteuerung des Chlors soll zur Verminderung des 
Chloreinsatzes in der Wirtschaft und Industrie und zur ver- 
mehrten Anwendung von unschädlicheren Substanzen an-
stelle von Chlor führen. 

C. Alternativen 

Einführung einer Sonderabgabe, die aber verfassungsrechtlich 
problematisch ist. 

D. Kosten 

In der Bundesrepublik Deutschland bestehen Produktionska-
pazitäten von ca. 3,5 Mio. Tonnen Chlor jährlich. Je nach Ein-
satz dürfte die Chlorsteuer zu jährlichen Einnahmen von ca. 
600 bis 800 Mio. DM führen. Das Verbraucherpreisniveau wird 
sich geringfügig erhöhen, wenn die Steuer an die Verbraucher 
weitergegeben wird. 
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Entwurf eines Chlorsteuergesetzes (ChlStG) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

§ 1 
Steuergegenstand und Erhebungsgebiet 

(1) Chlor (C12) unterliegt im Erhebungsgebiet der 
Chlorsteuer. Chlor im Sinne dieses Gesetzes sind 
auch Chlorträger. 

(2) Das Erhebungsgebiet ist der Geltungsbereich 
dieses Gesetzes. 

(3) Die Chlorsteuer ist eine Verbrauchssteuer im 
Sinne der Abgabenordnung. 

§2 

Steuertarif 

Die Steuer beträgt für 1 t Chlor 300 Deutsche 
Mark. 

§3 

Entstehung der Steuer und Steuerschuldner 

(1) Die Steuer entsteht dadurch, daß Chlor in der 
gewerblichen Wirtschaft verarbeitet oder in sonsti-
ger Weise verbraucht wird. 

(2) Steuerschuldner ist der Inhaber des Betriebs, 
in dem Chlor verarbeitet oder in sonstiger Weise 
verbraucht wird. 

§4 

Steueranmeldung 

Der Steuerschuldner hat für im Erhebungsgebiet 
verarbeitetes oder in sonstiger Weise verbrauchtes 
Chlor, für das in einem Monat die Steuer unbedingt 
entstanden ist, bis zum fünfzehnten Tag des näch-
sten Monats eine Steuererklärung abzugeben und 
darin die Steuer selbst zu berechnen (Steueranmel-
dung). 

§5 

Fälligkeit der Steuer 

(1) Die Steuer für Chlor, die in einem Monat un-
bedingt entstanden ist, ist je zur Hälfte, spätestens 
am letzten Werktag des folgenden oder am 20. des 
zweiten folgenden Monats zu zahlen. Der Steuer-
schuldner kann die Steuer jedoch auch in einer 
Summe spätestens am 10. des zweiten Monats nach 
der Entstehung entrichten. Die Sätze 1 und 2 gelten 
nicht für die Steuern, die im November unbedingt 
entstehen. Diese Steuern sind spätestens am 27. De-
zember zu entrichten. 

(2) Zahlungsaufschub ist nicht zulässig. 

§6 

Steueraufsicht 

(1) Der Steueraufsicht unterliegt, wer Chlor in der 
gewerblichen Wirtschaft verarbeitet oder in sonsti-
ger Weise verbraucht. 

(2) Die von der Finanzbehörde mit der Steuerauf-
sicht betrauten Amtsträger sind berechtigt, in Be-
triebsräumen und auf Betriebsgrundstücken wäh-
rend der Geschäfts- und Arbeitszeit unentgeltliche 
Proben aus Tanks und anderen Behältnissen zu ent-
nehmen. 

§7 

Berlin- Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 

§8 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkün-
dung in Kraft. 

Bonn, den 21. Mai 1986 

Borgmann, Hönes, Volmer und Fraktion 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

Das Element Chlor ist ein Grundpfeiler der chemi-
schen Industrie. Etwa ein Drittel aller Zwischen- 
und Endprodukte der heute üblichen „harten Che-
mie" sind chlorierte Substanzen (chlorierte Koh-
lenwasserstoffe, -Aromaten, Heteroverbindungen 
u. v. a. m.). 

Chlorierte Kohlenwasserstoffe finden sich in unzäh-
ligen Gütern des täglichen Gebrauchs: in Lacken, 
Farben, Kosmetika, Putz- und Reinigungsmitteln, 
Lösemitteln, Kunststoffen, Holzschutzmitteln, Agro-
chemikalien usw. 

In der Bundesrepublik Deutschland werden jährlich 
3,5 Mio. Tonnen Chlor produziert. Die Herstellung 
erfolgt mittels Chloralkali-Elektrolyse. Dabei wird 
eine wäßrige Kochsalz-Lösung durch elektrischen 
Strom zersetzt. Die Chloralkali-Elektrolyse bean-
sprucht allein 3,5 Prozent des gesamten Stromver-
brauches der Bundesrepublik Deutschland. Die 
Chlorgewinnung und Weiterverarbeitung zu chlor-
organischen Produkten ist besonders energieinten-
siv und umweltbelastend; die dabei auftretenden 
Emissionen in Boden, Wasser und Luft stellen ein 
erhebliches und langfristiges Gefährdungspotential 
dar. 

Die Chlor-Kohlenstoff-Bindung ist — verglichen mit 
Naturstoffen — eine extrem ungewöhnliche Struk-
tur. Die gesamte Chlor-Chemie steht außerhalb der 
vorgegebenen evolutionsbedingten Stoffkreisläufe. 

Weil Enzyme und/oder Bakterien zu ihrer Zerset-
zung kaum in der Lage sind, werden chlorierte Koh-
lenwasserstoffe kaum oder nur unter extremen Be-
dingungen abgebaut ( = chemische Persistenz). Die 
weite Verbreitung der chlorierten Verbindungen 
führt dazu, daß sie heute ubiquitär nachzuweisen 
sind: in Pflanzen, Erdreich, Mensch und Tier, in der 
Muttermilch ebenso wie in der Samenflüssigkeit. 

Aufgrund ihrer Fettlöslichkeit reichern sie sich in 
antiterrestrischen und terrestrischen Nahrungsket-
ten an ( = biologische Akkumulation) und belasten 
vor allem die Spitzen der Nahrunspyramide wie 
Raubfische, Robben, Greifvögel und den Menschen 
insbesondere den Säugling durch Schadstoffe in der 
Muttermilch. 

Es  handelt  sich um Stoffe, die Krebs verursachen, 
die das Nervensystem schädigen, die Erbanlagen 
verändern und zu Mißbildungen führen können. 
Dazu kommen Probleme der subakuten und chroni-
schen Intoxikationen, deren Auswirkungen u. U. erst 
nach Jahrzehnten bzw. nach mehreren Generatio-
nen manifest werden. Beispiele chronischer Erkran-
kungen durch die Einwirkung chlorierter Kohlen-
wasserstoffe sind vor allem in der Arbeitsmedizin 
belegt. Die gesamte Klasse dieser Umweltchemika

-

lien steht unter einem gemeinsamen „Sippenver-
dacht" (Heinrich von Lersner, 1980). 

Zu den chlorierten Kohlenwasserstoffen mit karzi-
nogenen Risiken gehören chlorierte Pestizide (DDT, 
Lindan, Pentachlorphenol u. a.), polychlorierte 
Biphenyle (PCB), polychlorierte Dibenzo-Dioxine 
(PCDD) und Dibenzo-Furane (PCDF), Vinylchlorid 
(PVC-Bestandteil) und verschiedene leichtflüchtige 
CKW (chlorierte organische Lösemittel). 

Die Häufigkeit tödlich verlaufender Darmkrebser-
krankungen in der Bundesrepublik Deutschland hat 
sich in den letzten 30 Jahren mehr als verdoppelt 
und nimmt weiter zu. Aus den wissenschaftlichen 
Beobachtungen und Ergebnissen der vergangenen 
15 Jahre ergibt sich der dringende Verdacht, daß an 
der Verursachung dieser Karzinome maßgeblich 
chlorierte Kohlenwasserstoffe beteiligt sind. 

Die Erkrankungshäufigkeit steigt in Industrielän-
dern eindeutig mit dem Verzehr von tierischem Fett 
(pflanzenarmer Ernährung). Diese krebsbegünsti-
gende Wirkung tritt nur bei tierischem Fett in Indu-
strieländern auf, nicht hingegen in Ländern, in de-
nen tierisches Fettgewebe noch weitgehend frei von 
chemischen Schadstoffen ist. Deshalb muß ange-
nommen werden, daß nicht Fett als solches, sondern 
an Fett gebundene chemische Schadstoffe die ei-
gentliche Karzinom-Ursache darstellen. 

Als derzeit größtes ökotoxikologisches Problem er-
weisen sich die Produktionsstätten bzw. -technolo-
gien, bei denen polychlorierte Dibenzo-p-dioxine (im 
weiteren „Dioxine" und Polychlorierte Dibenzofu-
rane (im weiteren „Furane") anfallen; gleiches gilt 
für bromierte Dioxine und Furane. Die Dioxine und 
Furane stellen die Abfallbeseitigung in der Bundes-
republik Deutschland vor beinahe unlösbare Pro-
bleme, wobei die anderen Emissionspfade (Wasser, 
Luft, Produkt) ebenfalls umweltrelevant sind. 

Da jegliche Bildung von halogenierten Dioxinen und 
Furanen die Gefahr einer Gesundheitsschädigung 
und Umweltkontamination mit persistenten Ultra-
giften mit sich bringt, muß als vorrangiges umwelt-
politisches Ziel die Vermeidung dieser Stoffe im Vor-
dergrund stehen. 

Die bisherigen Erfahrungen des praktischen Um-
weltschutzes im Chemiebereich zeigen, daß das be-
stehende Rechtsinstrumentarium (Chemikalienge-
setz, Abfallbeseitigungsgesetz, Abwasserabgabenge-
setz, Wasserhaushaltsgesetz etc.) nicht in der Lage 
ist, die von der chemischen Industrie verursachten 
Umweltzerstörungen zu verhindern oder wenig-
stens zu vermindern. Eine Novellierung dieser vor-
erwähnten Gesetze bleibt notwendig. Unabhängig da-
von aber soll mit der Chlorsteuer präventiv lenkend 
auf die Stoffströme der chemischen Industrie einge-
wirkt werden. Die Chlorsteuer soll ein erster Schritt 
sein, den ökologischen Umbau in der chemischen 
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Industrie anzustoßen, indem die Produkte aus dem 
Bereich der umweltschädlichen Chlorchemie ver-
teuert werden, die Menge organischer Chlorverbin-
dungen verringert wird und ein Anreiz für die Che-
mieunternehmen zur Konversion, d. h. ökologisch-
innovative Technologien und Produkte zu entwik-
keln und einzusetzen, geschaffen wird. 

Das Aufkommen aus der Chlorsteuer wird, wie sich 
aus dem gleichzeitig mit diesem Gesetzentwurf ein-
gebrachten Entwurf eines Altlastenfondsgesetzes 
der Fraktion DIE GRÜNEN ergibt, zur Sanierung 
von Altlasten, die zum großen Teil von der chlorver-
wendenden chemischen Produktion mitverursacht 
wurden, verwendet werden. 

Die durch das Gesetz eingeführte Abgabe auf Chlor 
ist rechtlich als Steuer einzuordnen, auf die die be-
sonderen Anforderungen, die das Bundesverfas-
sungsgericht für Sonderabgaben aufgestellt hat, 
keine Anwendung finden (1.). Der Bund hat die Ge-
setzgebungskompetenz für die Einführung einer 
Chlorsteuer (2.). Das Chlorsteuergesetz bedarf nicht 
der Zustimmung des Bundesrates (3.). Das Chlor-
steuergesetz trägt den verfassungsrechtlichen An-
forderungen an ein Steuergesetz Rechnung (4.). Dem 
Bund steht das Aufkommen aus der Chlorsteuer zu (5.). 

1. Einordnung der Chlorabgabe als Steuer 

Bei der durch das Gesetz eingeführten Abgabe auf 
Chlor handelt es sich nicht um eine Sonderabgabe, 
die nach der Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts (BVerfGE 55, 274 ff.; BVerfGE 57, 
139 ff.; BVerfG NJW 85, 37) nur ausnahmsweise un-
ter besonderen Voraussetzungen zulässig wäre. Da-
bei ergibt sich die Einordnung der Abgabe nicht be-
reits aus der Bezeichnung als Clorsteuer. Entschei-
dend für die Qualifizierung einer Abgabe ist — da es 
um die Abgrenzung von Kompetenzbereichen des 
Bundes und der Länder geht — allein ihr materieller 
Gehalt (BVerfG NJW 81, 329, 331). 

Die Chlorabgabe soll nicht ausschließlich dem 
Zweck der Einnahmeerzielung dienen, sondern über 
die Verteuerung der Produkte der Chlorchemie das 
Ziel eines Abbaues der Chlorchemie und des Über-
gangs zu unschädlicheren Produktionsverfahren 
fördern. Diese Lenkungsfunktion der Chlorabgabe 
führt aber nicht zwingend zur Einordnung als Son-
derabgabe. Steuer kann auch eine Abgabe sein, die 
wirtschafts- und gesellschaftspolitische Lenkungs-
zwecke erfüllen soll, wobei sogar der Zweck, Ein-
künfte zu erzielen, als Nebenzweck in den Hinter-
grund treten kann (BVerfG NJW 81, 329, 330). 

Durch das Gesetz über Finanzhilfen des Bundes zur 
Beseitigung von Altlasten (Altlastenfondsgesetz) 
wird eine Zweckbindung des Aufkommens aus der 
Chlorabgabe vorgesehen. Diese Zweckbindung des 
Aufkommens aus der Chlorabgabe steht aber einer 
Einordnung als Steuer gleichfalls nicht entgegen, 
weil der verfassungsrechtliche Steuerbegriff eine 
Zweckbindung eines Steueraufkommens (Zweck-
steuern) nicht ausschließt (BVerfGE 7, 244, 254; 
BVerfGE 49, 353 f.; BVerfG NJW 81, 329, 333; 
BVerwGE 45, 1, 2). Die Chlorabgabe wird nicht aus

-

schließlich oder in erster Linie erhoben, um die be-
sondere Aufgabe der Altlastenbeseitigung zu finan-
zieren. Die Zweckbindung des Abgabenaufkom-
mens ist damit nicht Entstehungs- und Geltungs-
grund der Abgabe. Die Einführung der Chlorabgabe 
wird vielmehr durch das Chlorsteuergesetz unab-
hängig von der Verwendung des Abgabenaufkom-
mens geregelt. Das Motiv für die Einführung der 
Abgabe und die mit der Chlorabgabe bezweckte Len-
kungswirkung — die Verteuerung und Verdrängung 
der Produkte der Chlorchemie — ist von der Proble-
matik der Altlasten unabhängig. Die Notwendigkeit 
einer Verteuerung der Chlorchemie durch entspre-
chende Abgaben wird unter Umständen noch dann 
bestehen, wenn die erforderlichen Maßnahmen zur 
Beseitigung von Altlasten zukünftig bereits abge-
schlossen sind. Zwar fließt das Aufkommen aus der 
Chlorabgabe nach dem Altlastenfondsgesetz nicht 
in den allgemeinen Bundeshaushalt, sondern in ein 
Sondervermögen des Bundes, das vom Bundesamt 
für gewerbliche Wirtschaft verwaltet wird. Die ge-
sonderte Verwaltung eines Abgabeaufkommens 
steht aber ihrer Einordnung als Steuer nicht entge-
gen. Dem einfachen Gesetzgeber ist es vielmehr ver-
wehrt, im Wege einer bestimmten haushaltsmäßi-
gen Behandlung des Aufkommens einer Abgabe 
über deren verfassungsrechtliche Qualifizierung als 
Sonderabgabe oder Steuer zu entscheiden (BVerfG 
NJW 81, 329, 331). 

Die Chlorabgabe ist eine Steuer und keine Sonder-
abgabe, weil sie nicht einer besonderen Gruppe auf-
erlegt wird. Zwar sind nach § 3 des Gesetzes nur 
diejenigen zur Zahlung der Abgabe verpflichtet, die 
Chlor gewerblich verarbeiten oder in sonstiger 
Weise verbrauchen. Die Erhebung der Chlorabgabe 
zielt aber nicht auf eine besondere Belastung einer 
— persönlich bestimmten — Gruppe ab, sondern be-
zweckt die Verteuerung von Chlor und der Produkte 
der Chlorchemie. Indem die Abgabenerhebung zu 
einer Verteuerung der Produkte führt, wird die Ab-
gabenlast nicht von einer besonderen Gruppe, Son-
den von der Allgemeinheit getragen. Diese Abwäl-
zung der Abgabenlast ist nicht lediglich die mögli-
cherweise eintretende Folge der Abgabenerhebung, 
vielmehr ist die Weitergabe der Belastung in Gestalt 
der Verteuerung der Produkte gerade beabsichtigt. 

Der Erhebung der Chlorabgabe liegt auch nicht die 
— für eine Sonderabgabe typische — Vorstellung 
des Gesetzgebers von einer herausragenden, spezifi-
schen Verantwortung des durch die Abgabe belaste-
ten Personenkreises für eine besondere Aufgabe zu-
grunde (OVG NRW, DVBl. 84, 348, 350). Der Grund 
dafür, daß die Verarbeitung von Chlor mit einer Ab-
gabe belastet wird, liegt nicht darin, daß die Chlor-
verarbeiter für die Altlastenproblematik in besonde-
rem Maße verantwortlich sind, sondern in der be-
sonderen Umweltgefährlichkeit der Produkte der 
Chlorchemie. 

2. Gesetzgebungskompetenz des Bundes 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für die 
Erhebung einer Chlorsteuer ergibt sich aus Arti-
kel 105 Abs. 2 i. V. m. Artikel 72 Abs. 2 Nr. 2 und 3 GG. 
Es besteht ein Bedürfnis nach bundesgesetzlicher 
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Regelung, weil die Einführung einer Chlorsteuer 
durch Landesgesetz die Rechts- und Wirtschaftsein-
heit innerhalb des Bundesgebietes und damit die 
Interessen der Gesamtheit beeinträchtigen würde. 
Das Ziel, das die Erhebung der Chlorsteuer fördern 
soll, die Verteuerung der Produkte der Chlorchemie 
und die Entwicklung ungefährlicherer Produktions-
verfahren, kann nur durch eine bundeseinheitliche 
Regelung wirksam erreicht werden. 

Der Bund ist berechtigt, in Gestalt der Chlorsteuer 
eine neue Steuer einzuführen. Ihm steht insoweit 
ein Steuerfindungsrecht zu, weil sich die neue 
Steuer unter eine der in Artikel 106 GG aufgeführten 
Steuergruppen einordnen läßt (Maunz/Dürig/Her-
zog, GG, Rdnr. 46 zu Artikel 105 GG). Bei der Chlor-
steuer handelt es sich um eine Verbrauchssteuer 
(Artikel 106 Abs. 1 Nr. 2 GG), da sie an dem Vorgang 
des Verbrauchs anknüpft. Anders als andere Ver-
brauchssteuern wird sie nicht beim Hersteller, Im-
porteur oder Händler erhoben, sondern beim Inha-
ber des verarbeitenden oder verbrauchenden Betrie-
bes. Die Erhebung beim Hersteller, Importeur oder 
Händler ist aber kein Wesensmerkmal der Ver-
brauchssteuer, sondern dient allein der Vereinfa-
chung des Erhebungsverfahrens. Ihrem Wesen nach 
sind Verbrauchssteuern indirekte Steuern, die den 
Verbraucher belasten sollen. 

Zum Wesen der Verbrauchssteuer gehört somit 
die Abwälzbarkeit auf den Endverbraucher 
(BVerfGE 27, 384). Dem Steuerschuldner muß dabei 
verfassungsrechtlich nicht die Gewähr gegeben wer-
den, daß er dem von ihm als Steuerschuldner ent-
richteten Betrag tatsächlich vom Endverbraucher 
ersetzt erhält. Das Wesen einer Verbrauchssteuer 
im Sinne von Artikel 106 Abs. 1 Satz 2 GG fordert die 
Möglichkeit der Überwälzung, nicht aber eine Ga-
rantie dafür, daß dem Steuerzahler die Überwälzung 
auch gelingt. Das Chlorsteuergesetz schließt nicht 
aus, daß der Inhaber des Betriebes, in dem Chlor 
verarbeitet oder sonst verbraucht wird, die Steuer-
last auf den Abnehmer der Produkte überwälzt. Die 
Chlorsteuer ist daher eine Verbrauchssteuer im 
Sinne von Artikel 106 Abs. 1 Nr. 2 GG. Der Bund ist 
befugt, die Chlorsteuer als neue Verbrauchssteuer 
einzuführen. 

3. Kein Zustimmungserfordernis des Bundesrates 

Das Chlorsteuergesetz bedarf gemäß Artikel 105 
Abs. 3 GG nicht der Zustimmung des Bundesrates, 
da das Aufkommen der Chlorsteuer nach Artikel 106 
Abs. 1 Nr. 2 GG dem Bund zusteht (Artikel 105 
Abs. 3). Da das Chlorsteuergesetz lediglich die Erhe-
bung der Steuer, nicht aber die — vom Altlasten

-

fondsgesetzt vorgesehene — Zweckbindung zur Ge-
währung von Finanzhilfen an die Länder regelt, er-
gibt sich ein Zustimmungserfordernis auch nicht 
aus Artikel 104 a Abs. 4 GG. 

4. Wahrung der Lastengleichheit 

Das Chlorsteuergesetz trägt dem aus Artikel 3 Abs. 1 
GG folgenden Grundsatz der Gleichmäßigkeit der 
Besteuerung (BVerfG NJW 81, 329, 331) Rechnung. 

Durch die Chlorsteuer wird nicht eine besondere 
Gruppe belastet. Die Chlorsteuer als indirekte 
Steuer wird vielmehr von allen denjenigen aufge-
bracht, die solche Produkte verbrauchen, in denen 
Chlor bzw. Chlorverbindungen enthalten sind oder 
zu deren Herstellung Chlor bzw. Chlorverbindungen 
verwandt wurden. 

Die Besteuerung gerade von Chlor ist wegen der 
besonderen Umweltgefährlichkeit, die von Chlorver-
bindungen ausgeht, sachlich gerechtfertigt. Das 
Chlorsteuergesetz trägt dem Leistungsfähigkeits-
prinzip Rechnung, nach dem die Steuerpflichtigen 
nach ihrer individuellen und damit relativ gleichen 
Leistungsfähigkeit zur Finanzierung der die Ge-
meinschaft treffenden Lasten herangezogen werden 
(BVerfG NJW 329, 331). Indem sich die Besteuerung 
nach der Menge des verarbeiteten oder sonst ver-
brauchten Chlors richtet, knüpft sie an der Lei-
stungsfähigkeit der steuerpflichtigen Betriebsinha-
ber an. 

 5. Ertragshoheit des Bundes 

Das Aufkommen der Chlorsteuer steht nach Arti-
kel 106 Abs. 1 Satz 2 GG dem Bund zu. Der Bund ist 
verfassungsrechtlich nicht gehindert, das Aufkom-
men aus einer bestimmten Steuer einer Zweckbin-
dung für bestimmte Verwaltungsaufgaben zu unter-
stellen. Der haushaltsrechtliche Grundsatz der Ge-
samtdeckung, wonach alle Einnahmen als Dek-
kungsmittel für alle Ausgaben dienen (§ 8 BHO) hat 
keinen Verfassungsrang und schließt die Einfüh-
rung von Zwecksteuern nicht aus. 

Der Bund kann eine Zweckbindung des Aufkom-
mens einer Bundessteuer für solche Aufgaben, de-
ren Wahrnehmung in die Zuständigkeit der Länder 
fällt, nur nach Maßgabe von Artikel 104 a Abs. 4 GG 
vorsehen. 

Die Regelung der Zweckbindung des Aufkommens 
aus der Chlorsteuer für die Gewährung von Finanz

-

hilfen des Bundes zur Beseitigung von Altlasten er

-

folgt durch besonderes Gesetz, weil die Gewährung 
von Finanzhilfen nach Artikel 104 a Abs. 4 GG an

-

ders als die Erhebung der Chlorsteuer der Zustim

-

mung des Bundesrates bedarf und die Erhebung der 
Chlorsteuer wegen ihrer beabsichtigten Wirkung 
unabhängig von der Verwendung des Chlorsteuer

-

aufkommens für bestimmte Verwaltungszwecke ist. 

B. Besonderer Teil 

Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 — Steuergegenstand und Erhebungsgebiet 

Durch Absatz 1 wird die Chlorsteuer eingeführt, 
Chlorträger sind Stoffe, die Chlor mittels einer chemi-
schen Reaktion an ein anderes Molekül übertragen 
können. In vielen chemischen Prozessen wird Chlor 
nicht direkt eingesetzt, sondern in bestimmten Ver-
bindungen (z. B. Methylchlorid), den Chlorträgern. 
Daraus entstehen die chlororganischen Verbindungen 
(C – Cl-Bindung). Diese Verbindungen fallen unter 
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das Chlorsteuergesetz. Das Chlorsteuergesetz gilt 
ebenfalls, wenn für die Herstellung von chlororgani-
schen Substanzen Chlorid (z. B. Kochsalz) eingesetzt 
wird. 

In Absatz 2 wird das Erhebungsgebiet bestimmt. Ab-
satz 3 regelt, daß die Chlorsteuer eine Verbrauchs-
steuer im Sinne der Abgabenordnung ist. Durch 
diese Regelung werden alle Vorschriften der Abga-
benordnung anwendbar, die für Verbrauchssteuern 
gelten. Dies sind insbesondere die Sondervorschrif-
ten über die Steueraufsicht nach §§ 209 ff. AO. 

Die Einordnung der Chlorsteuer als Verbrauchs-
steuer hat im übrigen deklaratorische Bedeutung. 
Aus der Bestimmung des Steuergegenstandes und 
der Regelung über die Entstehung der Steuer in § 3 
des Gesetzes ergibt sich, daß die Chlorsteuer eine 
Verbrauchssteuer ist. Durch die Chlorsteuer wird 
die Verarbeitung oder der sonstige Verbrauch von 
Chlor besteuert, nicht die Produktion von Chlor. 

Zu § 2 — Steuertarif 

Die Höhe der Chlorsteuer bemißt sich nach der 
Menge des verarbeiteten oder sonst verbrauchten 
Chlors. Die Chlorsteuer ist somit eine Mengensteuer 
und keine Wertsteuer. Damit wird einerseits dem 
gewünschten Lenkungseffekt Rechnung getragen. 
Die Steuerschuld steigt im direkten Verhältnis zur 
Menge des verarbeiteten oder verbrauchten Chlors, 
so daß durch einen Abbau des Chloreinsatzes eine 
unmittelbare Minderung der Steuerlast erreicht 
werden kann. 

Die Ausgestaltung als Mengensteuer trägt anderer-
seits der EG-Richtlinie zur Harmonisierung des 
Steuersystems Rechnung, nach der die Einführung 
einer neuen Wertsteuer bzw. Umsatzsteuer nicht zu-
lässig wäre. 

Zu § 3 — Entstehung der Steuer und Steuerschuldner 

 Zu Absatz 1 

Die Vorschrift regelt die Entstehung der Steuer und 
trägt dem Erfordernis der hinreichenden Bestimmt-
heit eines Steuergesetzes Rechnung. Anknüpfungs-
punkt der Chlorsteuer ist die Verarbeitung oder der 
sonstige Verbrauch von Chlor. Die Chlorsteuer ist 
daher eine Verbrauchssteuer (vgl. die Begründung 
zu§ 1). 

Die Steuerpflicht entsteht nur, wenn Chlor in der 
gewerblichen Wirtschaft verarbeitet oder in sonsti-
ger Weise verbraucht wird. Durch diese Regelung 
wird der Verbrauch von Chlor zu nicht gewerblichen 
Zwecken — z. B. der Einsatz von Chlor in öffentli-
chen Schwimmbädern — nicht der Steuerpflicht un-
terworfen. Diese Eingrenzung entspricht der mit der 
Einführung der Chlorsteuer bezweckten Lenkungs-
wirkung, zu einem Abbau der Chlorchemie beizu-
tragen. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift regelt, daß der Inhaber des Verarbei-
tungsbetriebes Schuldner der Chlorsteuer ist. Die 
Notwendigkeit dieser Regelung ergibt sich aus der 
Anknüpfung der Entstehung der Chlorsteuer an der 
Verarbeitung oder dem sonstigen Verbrauch. 

Zu § 4 — Steueranmeldung 

Die Regelung entspricht der Regelung in anderen 
Verbrauchssteuergesetzen (z. B. in § 5 Mineralöl-
steuergesetz, BGB1. 78 I S. 1671). Die Verpflichtung, 
die Steuer selbst zu berechnen, führt zu einer erheb-
lichen Vereinfachung des Erhebungsverfahrens. Die 
Steueranmeldung ersetzt nach § 218 AO den Steuer-
bescheid der zuständigen Finanzbehörden und ist 
zugleich Vollstreckungstitel (§ 249 AO). 

Zu § 5 — Fälligkeit der Steuer 

Diese Regelung lehnt sich an die entsprechende Re-
gelung in § 6 des Mineralölsteuergesetzes an und 
soll zu einer zügigen Begleichung der Steuerschuld 
führen. 

Zu § 6 — Steueraufsicht 

Zu Absatz 1  

Das Gesetz enthält keine Regelung der Zuständig-
keit für die Erhebung der Chlorsteuer. Eine solche 
Regelung ist entbehrlich, da nach § 12 Abs. 2 des Fi-
nanzverwaltungsgesetzes alle bundesgesetzlichen 
Verbrauchssteuern durch die Hauptzollämter erho-
ben werden. Das Gesetz beläßt es bei dieser Rege-
lung, da Artikel 108 Abs. 1 GG zwingend die „Ver-
waltung" der bundesgesetzlich geregelten Ver-
brauchssteuern durch Bundesfinanzbehörden vor-
schreibt. Mit dem Erfordernis der „Verwaltung" der 
Chlorsteuer durch die Bundesfinanzbehörden ist 
vereinbar, daß das Aufkommen aus der Chlorsteuer 
nach den Regelungen des Altlastenfondsgesetzes in 
den vom Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft, das 
keine Finanzbehörde ist, verwalteten Altlastensa-
nierungsfonds fließt. Unter „Verwaltung" im Sinne 
von Artikel 108 Abs. 1 ist die Erhebung und Beitrei-
bung der Steuer und alle Maßnahmen, die auf das 
einzelne Steuerverhältnis einwirken, zu verstehen 
(Maunz in Maunz/Dürig/Herzog, Grundgesetz, 
Rdnr. 23 zu Artikel 108), nicht aber die Verwaltung 
des Steueraufkommens. 

§ 6 Abs. 1 des Chlorsteuergesetzes erweitert die Vor-
schriften der Abgabenordnung über die Steuerauf-
sicht. Nach § 209 Abs. 1 der Abgabenordnung unter-
liegt nicht die Verarbeitung und der Verbrauch, son-
dern lediglich die Gewinnung und Herstellung ver-
brauchssteuerpflichtiger Waren der Steueraufsicht. 
Da das Chlorsteuergesetz anders als andere Ver-
brauchssteuergesetze die Entstehung der Steuer 
nicht an der Entfernung aus dem Herstellungsbe-
trieb, sondern an der Verarbeitung oder dem sonsti-
gen Verbrauch anknüpft, ist diese Erweiterung der 
Steueraufsicht erforderlich. 
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Zu Absatz 2 

Die Regelung erweitert die Kontrollbefugnisse der 
zuständigen Behörden. Während nach § 210 Abs. 1 
AO nur ein Betretungsrecht gegeben ist, haben nach 
§ 6 Abs. 2 die Amtsträger in Anlehnung an § 12 Abs. 2 
des Mineralölsteuergesetzes (BGBl. 1978, I 1671) 
auch die Befugnis, unentgeltliche Proben aus Tanks 
und anderen Behältnissen zu entnehmen. 

Zu § 7 — Berlin-Klausel 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 




